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Satzung der Stadt Ingolstadt über die 
Benutzung der Obdachlosenunterkünfte

vom 30. Juli 2013

Die Stadt Ingolstadt erlässt aufgrund der Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1, 
Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bay-
ern - GO - in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 
(BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juli 2012 
(GVBl S. 366), folgende 

Satzung:

§ 1  Satzungszweck

(1) �Die Stadt Ingolstadt unterhält Obdachlosenunterkünfte als öf­
fentliche Einrichtung. Für die Benutzung der Obdachlosenun­
terkünfte werden Benutzungsgebühren nach Maßgabe der Sat­
zung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der 
Obdachlosenunterkünfte erhoben.

(2) �Obdachlosenunterkünfte sind von der Stadt Ingolstadt zur vor­
übergehenden Unterbringung von Obdachlosen errichtete oder 
angemietete Wohnungen und Wohnräume.

(3) Obdachlos ist,

1. wer ohne Unterkunft ist oder

2. �wem die zwangsweise Räumung seiner ständigen oder vorüber­
gehenden Unterkunft unmittelbar droht oder

3. �wessen Unterkunft nach objektiven Anforderungen derart un­
zureichend ist, dass sie keinen menschenwürdigen Schutz vor 
den Unbilden der Witterung bietet oder die Benutzung der Un­
terkunft mit gesundheitlichen Gefahren verbunden ist  und wer 
nicht in der Lage ist, für sich, seinen Ehegatten, seinen nichte­
helichen Lebenspartner und seine nach § 1602 BGB unterhalts­
berechtigten Angehörigen, mit denen er gewöhnlich zusam­
menlebt, aus eigenen Kräften eine Unterkunft zu beschaffen.

§ 2  Aufnahme

(1) �Durch Zuweisung und Bezug der Obdachlosenunterkünfte wird 
ein öffentlich-rechtliches Benutzungsverhältnis begründet. Ein 
Anspruch auf Unterbringung oder Verbleib in einer bestimm­
ten Obdachlosenunterkunft besteht nicht.

(2) �Räume in Unterkunftsanlagen dürfen nur von Personen bezo­
gen werden, deren Aufnahme die Stadt Ingolstadt verfügt hat 
(Benutzer).

(3) �Die Aufnahme kann befristet oder auf unbestimmte Zeit sowie 
unter Auflagen und Bedingungen erfolgen. Insbesondere kann 
die Auflage erteilt werden, dass Unterkunftsräume innerhalb ei­
ner bestimmten Frist zu beziehen sind.

(4) �Die Aufnahme erfolgt in eine bestimmte Unterkunftskatego­
rie entsprechend der Satzung über die Erhebung von Gebüh­
ren für die Benutzung der Obdachlosenunterkünfte der Stadt 
Ingolstadt.

(5) �In den Räumen einer Unterkunftseinheit (ein Unterkunftsraum 
oder mehrere zusammengehörige und nach außen abgeschlos­
sene Unterkunftsräume) können ein einzelner Benutzer oder 
mehrere Benutzer aufgenommen werden.

§ 3  Prüfung der Mietfähigkeit

(1) �Nach Aufnahme in eine Unterkunft kann geprüft werden, ob 
die Benutzer künftig in der Lage sein werden, Verpflichtungen 
aus einem Mietvertrag nachzukommen (Mietfähigkeit).

(2) �Ist die Mietfähigkeit festgestellt, haben die Benutzer unverzüg­
lich einen Antrag auf Ausstellung einer Bescheinigung über die 
Wohnberechtigung zu stellen und sich aktiv um eine zumut­
bare Wohnung zu bemühen.

§ 4 Auskunftspflicht

Die Benutzer sind verpflichtet, der Stadt Ingolstadt über alle Tat­
sachen, die für den Vollzug dieser Satzung und der Obdachlosen­
gebührensatzung erforderlich sind, insbesondere über ihre Ar­
beits-, Einkommens- und Vermögensverhältnisse, Auskunft zu 
geben, entsprechende Nachweise vorzulegen bzw. erforderlichen­
falls der Erteilung von Auskünften durch Dritte zuzustimmen. Alle 
nutzungsrelevanten Änderungen, die nach Bezug der Obdachlo­
senunterkunft eintreten, insbesondere status- oder aufenthalts­
rechtlicher Art, sind unverzüglich und unaufgefordert der Stadt In­
golstadt mitzuteilen.

§ 5  Verhalten in der Unterkunft

(1) �Die Benutzer haben die Hausordnung der zugewiesenen Unter­
kunft einzuhalten, auch wenn diese vom Eigentümer des Ge­
bäudes festgelegt worden ist. Unabhängig vom Bestehen einer 
Hausordnung gelten hinsichtlich des Verhaltens in den Unter­
kunftsanlagen die nachfolgenden Absätze.

(2) �Die Benutzer haben die Unterkunftsanlagen, insbesondere die 
Unterkunftsräume und die Gemeinschaftseinrichtungen, pfleg­
lich zu behandeln, stets in sauberem Zustand zu halten und sie 
zweckentsprechend zu gebrauchen. Sie haben sich dort so zu 
verhalten, dass kein anderer gefährdet, geschädigt oder mehr 
als nach den Umständen vermeidbar behindert oder belästigt 
wird. Dies gilt insbesondere für Ansammlungen von Personen, 
Veranstaltungen sowie den Betrieb von Fernseh-, Radio- und 
sonstigen Musikgeräten.

(3) �Mit Rücksicht auf die Gesamtheit der Benutzer und im Interesse 
einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der Unterkunftsanla­
gen ist es den Benutzern nicht gestattet:

1. �Personen, deren Aufnahme die Stadt Ingolstadt nicht nach § 
2 verfügt hat, in die Unterkunft aufzunehmen,

2. �Gegenstände, von denen Gefahren oder erhebliche Belästi­
gungen ausgehen können, in die Obdachlosenunterkünfte 
mitzubringen,

3. die Räume zu anderen als zu Wohnzwecken zu verwenden,

4. �im Bereich der Unterkunftsanlagen ohne schriftliche Einwil­
ligung der Stadt Ingolstadt

a. bauliche Änderungen vorzunehmen,

b. �Sanitär-, Elektro- oder sonstige Installationen vorzuneh­
men oder vorhandene zu ändern,

c. �Bauwerke irgendwelcher Art oder Umzäunungen zu errich­
ten und Pflanzungen anzulegen,

d. �ein Gewerbe zu betreiben oder sonst gewerbliche Tätigkei­
ten auszuüben sowie entsprechende Hinweis- und Rekla­
meschilder anzubringen,

e. �alle Arten von Heiz- oder Kochgeräten ohne Zustimmung 
durch die Stadt Ingolstadt oder den Hauseigentümer auf­
zustellen und zu betreiben,

f. Freiantennen gleich welcher Art anzubringen,

g. �Tiere im Bereich der Unterkunftsanlagen zu halten. Die 
Einwilligung kann erteilt werden, wenn durch die Tierhal­
tung keine berechtigten Interessen der Mitbenutzer ver­
letzt werden und der Betrieb der Unterkunft nicht beein­
trächtigt wird.

5. �die ihnen zugewiesenen Räume mit anderen Benutzern ohne 
vorherige schriftliche Einwilligung der Stadt Ingolstadt zu tau­
schen oder anderen Personen zu überlassen,

6. �Abfälle jeglicher Art, Altwaren in größeren Mengen oder ent­
zündliches Material in den Unterkunfts- und Nebenräumen zu 
lagern,

7. �Gegenstände aller Art, insbesondere Fahrräder und andere sper­
rige Gegenstände, außerhalb der dafür vorgesehenen Flächen 
abzustellen,

8. �Kraftfahrzeuge außerhalb der ausgewiesenen Parkplätze zu par­
ken oder auf Flächen, die zu den Unterkünften gehören, ein­
schließlich der Parkplätze, instand zu setzen oder zu reinigen,

9. �die zu den Unterkunftsanlagen gehörenden Flächen, ausgenom­
men Parkplätze und Zufahrten, mit Kraftfahrzeugen zu befah­
ren,

10. �nicht fahrbereite Kraftfahrzeuge auf den zu den Unterkunfts­
anlagen gehörenden Flächen, einschließlich Parkplätzen, ab­
zustellen.

(4) �Sind in den Unterkunftsanlagen Gemeinschafts-Waschma­
schinen oder Aufstellplätze für Waschmaschinen sowie Ge­
meinschafts-Wäschetrockner oder Räumlichkeiten zum Wä­
schetrocknen vorhanden, so ist die gesamte Wäsche dort zu 
waschen und zu trocknen. 

(5) �Schlüssel zu den Haus- und Zimmertüren dürfen nur mit Ge­
nehmigung der Stadt Ingolstadt angefertigt werden. Diese 
Schlüssel sind der Stadt Ingolstadt zu übereignen.

(6) �Das Bereithalten von Rundfunk- oder Fernsehempfängern ist 
bei der zuständigen Stelle anzumelden.

(7) �Die Stadt Ingolstadt kann den Empfang von Besuchern unter­
sagen oder zeitlich beschränken, wenn dies zur Aufrechterhal­
tung von Sicherheit, Ordnung oder Sittlichkeit, insbesondere 
aus Gründen des Jugendschutzes, zwingend erforderlich ist.

(8) �Wer sich als Besucher in Unterkunftsanlagen aufhält und gegen 
die Bestimmungen der Absätze 2 bis 6 oder die Hausordnung 
trotz Abmahnung verstößt, kann von dort verwiesen werden. 
Ferner kann ihm das künftige Betreten der Unterkunftsanlagen 
befristet oder auf Dauer untersagt werden.

(9) �Hat die Stadt Ingolstadt die Unterkunft von Dritten angemietet, 
so kann sie von den Benutzern auch die Einhaltung von Pflich­
ten verlangen, die ihr aufgrund des Mietvertrages obliegen.

§ 6  Überwachung, Anordnungen im Einzelfall

(1) �Die von der Stadt Ingolstadt mit dem Vollzug dieser Satzung be­
auftragten Personen sind berechtigt, zur Überwachung der Ein­
haltung der Verpflichtungen aus dieser Satzung die genutzten 
Räume in der Zeit von 8.00 Uhr bis 20.00 Uhr zu betreten.

(2) �Ohne zeitliche Begrenzung ist ein Betreten nur bei Gefahr im 
Verzug und zur Abwehr erheblicher Gefahren für die öffentli­
che Sicherheit und Ordnung zulässig.

(3) �Die Benutzer haben bei längerer Abwesenheit dafür zu sorgen, 
dass die Rechte der Stadt Ingolstadt aus den Absätzen 1 und 2 
ausgeübt werden können.

(4) �Zur Umsetzung der sich aus dieser Satzung ergebenden Ver­
pflichtungen, kann die mit dem Vollzug dieser Satzung betraute 
Dienststelle der Stadt Ingolstadt Anordnungen für den Einzel­
fall erlassen.

Solche Anordnungen können auch getroffen werden

• �zur Verhütung erheblicher Gefahren für das Leben oder die Ge­
sundheit der Benutzer, anderer Bewohner des Gebäudes oder 
Grundstücks;

• zum Schutz erheblicher Sachwerte;

• �zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung.

Die Benutzer haben mündlichen Anordnungen unverzüglich Folge 
zu leisten, ansonsten innerhalb der gesetzten Frist.

§ 7  Unterhalt, Erneuerungs- und Instandhaltungsarbeiten

(1) �Die Benutzer sind verpflichtet, Schäden an den Unterkunftsan­
lagen, insbesondere den Unterkunfts- und den Gemeinschafts­
räumen, sowie das Auftreten von Ungeziefer oder nach Infek­
tionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheiten unverzüglich 
der Stadt Ingolstadt anzuzeigen.

(2) �Tritt in einer Unterkunft Ungeziefer auf, kann die Stadt Ingol­
stadt eine Desinfektion der betroffenen Räume auf Kosten der 
Benutzer anordnen, wenn diese die Desinfektion nicht selbst 
unverzüglich veranlassen.

(3) �Schönheitsreparaturen (z. B. Streichen der Wände, der Innen­
seiten der Türen und Fensterrahmen) sind von den Benutzern 
auf eigene Kosten vorzunehmen.

(4) �Notwendige Reparatu­
ren, die nach mietrecht­
lichen Grundsätzen vom 
Vermieter durchzuführen 
sind, dürfen nur von der 
Stadt Ingolstadt veran­
lasst werden.

(5) �Reparaturen und Moder­
nisierungsmaßnahmen, 
notwendige bauliche Ver­
änderungen, Vorkehrun­
gen zur Erhaltung der 
Unterkunftsanlagen oder 
zur Verhütung drohen­
der Gefahren erfolgen im 
Einvernehmen mit den 
Benutzern. Falls die Be­
nutzer die Durchführung 
solcher Maßnahmen 
ohne berechtigten Grund 
verweigern, kann eine 
Umquartierung nach § 9 
Abs. 1 Nr. 5 angeordnet 
werden.

§ 8  Ersatzvornahme

Kommen Benutzer ihren Ver­
pflichtungen aus dieser Sat­
zung oder einer gemäß § 6 
Abs. 4 getroffenen Einzelan­
ordnung trotz Abmahnung 
nicht nach, so kann die Stadt Ingolstadt die unterlassenen Hand­
lungen auf Kosten der Säumigen vornehmen lassen bzw. die Fol­
gen ihrer Handlungen auf deren Kosten beseitigen.

§ 9  Umquartierung

(1) �Die Benutzer können durch Entzug von Räumen in der Benut­
zung eingeschränkt oder in Räume der gleichen oder einer an­
deren Unterkunftsanlage umquartiert werden 

1. wenn eine Anordnung nach § 6 Abs. 4 erlassen werden 
könnte,

2. �wenn sich die Zahl der eingewiesenen Personen vermindert 
hat und die Räume zur Unterbringung anderer Personen be­
nötigt werden oder die Unterkunft nicht oder nicht von al­
len im Aufnahme- und Verpflichtungsschein aufgeführten 
Personen bezogen wurde, 

3. �zur Durchführung einer Grundreinigung, Sanierung oder 
Modernisierung der Unterkunft bzw. Teilen der Unterkunfts­
anlage oder wegen des Abbruchs von Gebäuden oder Gebäu­
deteilen,

4. �wenn die Stadt Ingolstadt die Unterkunft von einem Drit­
ten angemietet hat und diesem gegenüber zur Räumung ver­
pflichtet ist,

5. �wenn die Benutzer ohne berechtigten Grund Reparaturen, 
notwendige bauliche Veränderungen, Vorkehrungen zur Er­
haltung der Unterkunftsanlagen oder zur Verhütung dro­
hender Gefahren verhindern,

6. wenn die Benutzungsgebühren nicht entrichtet werden,

7. �wenn die Benutzer vorsätzlich oder grob fahrlässig gegen § 5 
dieser Satzung verstoßen.

(2) �Die Umquartierung ist den Benutzern rechtzeitig vor dem Um­
quartierungstermin anzukündigen.

§ 10 Aufhebung des Benutzungsverhältnisses

(1) �Die Benutzer können das Benutzungsverhältnis jederzeit durch 
eine schriftliche Erklärung beenden.

(2) �Sind in eine Unterkunftseinheit mehrere Benutzer aufgenom­
men worden, so wird durch den Tod eines der Benutzer das Be­
nutzungsverhältnis mit diesem beendet. Es wird mit den über­
lebenden Benutzern fortgesetzt. Maßnahmen nach § 9 Abs. 1 
Nr. 2 werden dadurch nicht ausgeschlossen.

(3) �Die Stadt Ingolstadt kann das Benutzungsverhältnis durch Ver­
waltungsakt aufheben,

1. �wenn die Benutzer für mietfähig erklärt worden sind und 
sich ohne triftigen Grund weigern, einen Antrag auf Überlas­
sung einer öffentlich geförderten Wohnung zu stellen, sich 
aktiv um eine eigene Wohnung zu bemühen oder eine nach­
gewiesene zumutbare Wohnung zu beziehen, 

2. �wenn die Benutzer nach der Aufnahme Einkommen erzielen, 
welches die für sie jeweils geltenden gesetzlichen Einkom­
mensgrenzen im öffentlich geförderten Wohnungsbau über­
schreitet. Dies gilt nicht, wenn nach den Umständen anzu­
nehmen ist, dass die Überschreitung nur vorübergehend ist,

3. �wenn die Unterkunft von den Benutzern nicht benutzt oder 
nicht bezogen wird. In diesem Fall ist die Stadt Ingolstadt 
berechtigt, die Unterkunft nach vorheriger Abmahnung 
zwangsweise auf Kosten und Gefahr der Benutzer freizuma­
chen,

4. �wenn die Benutzer nach erfolgloser Abmahnung weiterhin 
vorsätzlich oder grob fahrlässig gegen diese Satzung oder ge­
gen die Hausordnung verstoßen, insbesondere durch

- Anwendung oder Androhung von Gewalt

- Vorsätzliche Sachbeschädigung

- Randalieren und Stören der Nachtruhe

- �Missachtung der Anweisungen des zur Betreuung der Unter­
kunft oder der Benutzer eingesetzten Personals

- Straftaten aller Art

- Drogenkonsum oder übermäßigen Alkoholgenuss 

und damit den Hausfrieden so nachhaltig stören, dass der 
Stadt Ingolstadt eine Fortsetzung des Benutzungsverhältnis­
ses nicht zugemutet werden kann. Ferner kann das künftige 
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Betreten der Obdachlosenunterkunft befristet oder auf Dauer 
untersagt werden (Hausverbot).

5. �wenn durch die Benutzer die Unterkunft übermäßig abge­
nützt, beschädigt oder nicht sauber gehalten wird,

6. �wenn die Benutzer die jeweiligen Benutzungsgebühren län­
ger als zwei Monate nicht entrichtet haben oder sie mit der 
Zahlung eines Betrages in Rückstand gekommen sind, der 
die Höhe der Gebühren von mehr als zwei Monaten er­
reicht.

(4) �Vor der Aufhebungserklärung zum Benutzungsverhältnis sind 
die Benutzer anzuhören und auf die Möglichkeit der Aufhe­
bung hinzuweisen.

(5) �Die Aufhebungsfrist beträgt in den Fällen des Absatzes 3 Nr. 1 
und 2 einen Monat nach Zugang der Aufhebungserklärung. Im 
Übrigen kann die Benutzung ohne Einhaltung einer Frist auf­
gehoben werden. Die Fristen können aus sozialen Gründen bis 
zu drei Monaten verlängert werden.

(6) �Im Verwaltungsakt, der die Aufhebung des Benutzungsverhält­
nisses anordnet, sind Regelungen für die weitere Unterbringung 
und Betreuung der betroffenen Personen zu treffen.

§ 11  Räumung

(1) �Die Unterkunftsräume sind zu räumen, in sauberem und un­
gezieferfreiem Zustand zu hinterlassen sowie alle zugehörigen 
Schlüssel abzugeben, wenn

1. eine Umquartierung angeordnet ist (§ 9),

2. das Benutzungsverhältnis beendet worden ist (§ 10).

Die Räumungsfrist endet in den Fällen der Nr. 1 mit Ablauf des 
Tages, für den die Umquartierung angeordnet wurde, in den 
Fällen der Nr. 2 mit Ablauf der Aufhebungsfrist.

(2) �Müssen bewegliche Sachen der Benutzer weggeschafft und 
eingelagert werden und verzögern die Benutzer deren Abfor­
derung, so kann die Stadt Ingolstadt den Verkauf der Sachen 
– auch durch Versteigerung – und die Hinterlegung des Erlö­
ses anordnen. Eine Verzögerung liegt in der Regel vor, wenn 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums nach der Räumung 
der Unterkunft die Sachen nicht abgefordert wurden. Müll 
und objektiv unbrauchbar erscheinende sowie nicht einlage­
rungsfähige Gegenstände werden zu Lasten der Benutzer ent­
sorgt. 

(3) �Haben die Benutzer Änderungen der Unterkunftsräume im 
Sinne des § 5 Abs. 3 Nr. 4 Buchstaben a - f vorgenommen, so 
haben sie den ursprünglichen Zustand spätestens bis zur Räu­
mung wiederherzustellen. Für Anlagen und Einrichtungen 
(auch Schilder und Aufschriften) innerhalb und außerhalb der 
Unterkunftsräume gilt das Gleiche.

(4) �Die Gebührenpflicht besteht bis zur ordnungsgemäßen Rück­
gabe der geräumten Unterkunft sowie aller zugehöriger Schlüs­
sel.

§ 12 Inkrafttreten

(1) �Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

(2) �Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Ingolstadt über die Ob­
dachlosenunterkünfte vom 25. Oktober 1995 (Amtliche Mittei­
lungen Nr. 44 vom 02.11.1995) außer Kraft.

Ingolstadt, den 30.07.2013

Sepp Mißlbeck 
Bürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Herstellung und Ablösung von Garagen und 

Stellplätzen (Garagen- und 
Stellplatzsatzung – GaStS) vom 25.07.2013 

Die Stadt Ingolstadt erlässt aufgrund des Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 und 4 
der Bayerischen Bauordnung -BayBO- in der Fassung der Bekannt­
machung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-I), zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 11. Dezember 2012 (GVBl. S. 633)
folgende Satzung:

§ 1

Die Satzung über die Herstellung und Ablösung von Garagen 
und Stellplätzen (Garagen- und Stellplatzsatzung – GaStS) vom 
03.08.1995 (AM Nr. 32 vom 10.08.1995, ber. AM Nr. 33 vom 
17.08.1995), zuletzt geändert durch Satzung vom 11.04.2012, AM 
Nr. 18 vom 02.05.2012, wird wie folgt geändert:

1. �In Nr. 1.3 der Richtzahlenliste wird „hiervon für Besucher 10 %“  gestrichen

2. �In Nr. 1.4 der Richtzahlenliste wird das Wort „Studierende“ gestrichen

3. �Nach Nr. 1.4 wird die Nr. 1.5. angefügt: 
„1.5. Wohnheime für Studierende 1 St/zwei Betten **“

§ 2

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

Ingolstadt, 25.07.2013

Dr. Lehmann 
Oberbürgermeister

Markterkundung für Beratungs- und 
Planungsleistungen im Software-Bereich 

(Entwicklung einer mobilen App)
Die Stadt Ingolstadt beabsichtigt folgende Beratungs- und Pla­
nungsleistungen zu vergeben:

Vorhaben:   Entwicklung einer mobilen Stadt-App

Leistungen:  �Beratungs- und Planungsleistungen zur strategischen, 
inhaltlichen und technischen Konzeption, Unterstüt­
zung bei der Vorbereitung eines Lastenheftes für die 
Vergabe, Begleitung der praktischen Umsetzung durch 
einen dritten Anbieter.

Ausführungstermin: ab Ende September 2013

Bei Interesse können Bewerbungen bei der Stadt Ingolstadt, Amt für 
Informations- und Datenverarbeitung, Dollstr. 3, 85049 Ingolstadt 
bis Montag, 02.09.2013 abgegeben werden. Der Bewerbung sind 
Angaben zum Nachweis der finanziellen und wirtschaftlichen Leis­
tungsfähigkeit (§ 5 Abs. 4 lit. c VOF) sowie Angaben zum Nachweis 
der fachlichen Eignung (§ 5 Abs. 5 lit. b bis f VOF) beizufügen. Bitte 
geben Sie auch eine Kostenschätzung für die einzelnen Projektab­
schnitte mit ab. Für Rückfragen stehen wir Ihnen zur Verfügung: 
für Fragen zum formellen Teil unter Tel. (0841) 3 05-11 11 
für Fragen zu den inhaltlichen Leistungen unter Tel. (0841) 305-
1099

Vollzug der Wassergesetze; Uferrückbau der 
Donau unterhalb der Staustufe Ingolstadt, 

Fl. km 2458,480 - 2458,700 Einzelfall
untersuchung der Umweltverträglichkeit

Bekanntgabe nach § 3 a Satz 2 Halbsatz 2 UVPG

Zur Förderung der Gewässerbettdynamik und Strukturvielfalt so­
wie zur Verbesserung der Aufenthaltsqualität an der Donau ist un­
terhalb der Staustufe Ingolstadt auf der linken Flussseite im An­
schluss an die E.ON-Ausgleichsmaßnahme eine Uferrenaturierung 
bzw. eine Uferrückbau geplant. Vorhabensträger ist die Stadt In­
golstadt und das Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt im Auftrag des 
Freistaates Bayern.

Mit Schreiben vom 25.06.2013 hat das Wasserwirtschaftsamt In­
golstadt daher die Durchführung eines wasserrechtlichen Verfah­
rens für den geplanten Uferrückbau beantragt.

Nach § 3 c Satz 1 UVPG i.V.m. Nr. 13.18.1 der Anlage 1 zum UVPG 
ist für das Vorhaben im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung des 
Einzelfalls unter Berücksichtigung der Kriterien der Anlage 2 zum 
UVPG festzustellen, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Um­
weltauswirkungen haben kann und deshalb die Verpflichtung zur 
Durchführung einer förmlichen Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach den Vorschriften des UVPG besteht.

Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass das Vorhaben kei­
ner förmlichen Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf, da durch 
das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun­
gen zu besorgen sind. Die Übereinstimmung des Vorhabens mit 
dem materiellen Umweltrecht wird unbeschadet dessen im Rah­
men des Genehmigungsverfahrens – ohne die zusätzlichen, im We­
sentlichen verfahrensrechtlichen Anforderungen des UVPG – über­
prüft.

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 3 a Satz 2 Halbsatz 2 UVPG 
bekannt gegeben. Sie ist nicht selbständig anfechtbar.

Nähere Informationen hierzu können bei der Stadt Ingolstadt, 
Umweltamt, Rathausplatz 9, 85049 Ingolstadt, Telefonnummer 
0841/305-2561 eingeholt werden.

(Bau-) Genehmigungsverfahren

1. (Bau-) Genehmigungsverfahren bei 
der Stadt Ingolstadt (Az.:02393‑13‑08)

Vorhaben/Betreff:	� Dachgeschossausbau zu 4 WE mit 
Errichtung von 12 Dachgauben, 4 
Loggien und 6 Stellplätzen

Grundstück:		  Ingolstadt, Ungernederstraße 1, 3

Gemarkung:		  Ingolstadt	

Flur-Nr.:			   2980/13

2. (Bau-) Genehmigungsverfahren bei 
der Stadt Ingolstadt (Az.:02391‑13‑08)

Vorhaben/Betreff:	� Dachgeschossausbau zu 8 WE mit 
Errichtung von 24 Dachgauben, 8 
Loggien und 12 Stellplätzen

Grundstück:		  Ingolstadt, Ungernederstraße 2, 4, 6, 8

Gemarkung:		  Ingolstadt

Flur-Nr.:			   3170/5	

3. (Bau-) Genehmigungsverfahren bei 
der Stadt Ingolstadt (Az.:02392‑13‑08)

Vorhaben/Betreff:	�� Dachgeschossausbau zu 8 WE mit 
Errichtung von 24 Dachgauben, 8 
Loggien und 12 Stellplätzen

Grundstück:		�  Ingolstadt, Ungernederstraße 24, 26, 
28, 30

Gemarkung:		  Ingolstadt	

Flur-Nr.:			   2979/7	

4. (Bau-) Genehmigungsverfahren bei 
der Stadt Ingolstadt (Az.:02394‑13‑08)

Vorhaben/Betreff:	� Dachgeschossausbau zu 4 WE mit 
Errichtung von 12 Dachgauben, 4 
Loggien und 6 Stellplätzen

Grundstück:		  Ingolstadt, Lortzingstraße 2, 4

Gemarkung:		  Ingolstadt	

Flur-Nr.:			   3170/3	

Am 30.07.2013 wurde für die o.a. Bauvorhaben die Erteilung einer 
Genehmigung beantragt.

Alle benachbarten Grundstückseigentümern wird hiermit 
Gelegenheit gegeben, die o.a. Planunterlagen beim Bauordnungs­
amt der Stadt Ingolstadt, Spitalstr. 3, 1. Stock, Zimmer Nr. 103 (Tel.: 
305-2222) innerhalb der nächsten 14 Tage zu den üblichen 
Geschäftsstunden einzusehen. Rechtsgrundlage für diese Veröf­
fentlichung ist die analoge Anwendung des Art. 66 der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO).

Bebauungs- und Grünordnungsplan 
Nr. 931 A „Zuchering - Am Fort X“

Der Stadtrat hat am 25.07.2013 den Entwurf des Bebauungs- und 
Grünordnungsplanes Nr. 931 A “Zuchering – Am Fort X“  bezüg­
lich der Festsetzung Nr. 16 „ Immissionsschutz“ geändert und er­
neut in dieser geänderten Fassung mit Begründung und Umwelt­
bericht genehmigt.

Der Geltungsbereich des Bebauungs- und Grünordnungsplanes 
umfasst ganz oder teilweise (*) die Grundstücke Fl. Nr. 255*, 259*, 
288, 289*, 290*, 291, 292, 293/1, 293/2, 293/3, 293/4, 294*, 296*, 
298*, 299 der Gemarkung Zuchering.

Der Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes liegt 
deshalb erneut mit Begründung und Umweltbericht gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB i. V. m. § 4 a Abs. 3 Satz 3 und 4 BauGB vom 
23.08.2013 – 16.09.2013 an der Anschlagtafel des Stadtpla­
nungsamtes im 1. Stock des Technischen Rathauses, Spitalstr. 3, 
zur Einsichtnahme und Erörterung für die Allgemeinheit öffent­
lich aus und kann während der allgemeinen Dienststunden ein­
gesehen werden.

Die Unterlagen können auch auf der Internetseite www.ingolstadt.
de /Leben in Ingolstadt/Planen & Bauen/Aktuelles eingesehen wer­
den.

Sachverhalt:

Der Stadtrat hat am 28.02.2013 den Bebauungs- und Grünord­
nungsplan Nr. 931 A „Zuchering – Am Fort X“ als Satzung be­
schlossen. Die Flächennutzungsplan-Änderung in diesem Bereich 
im Rahmen eines Parallelverfahrens wurde festgestellt.

Die im Parallelverfahren durchgeführte Flächennutzungsplanän­
derung Nr. 57 wurde mit Bescheid der Regierung von Oberbay­
ern vom 04.06.2013 genehmigt mit der Auflage, dass die gesamte 
Nord- und die gesamte Westseite der geplanten Wohnbaufläche 
mit dem Planzeichen 15.6 der Planzeichenverordnung (PlanzV) 
„Umgrenzung der Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für 
Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen 
im Sinne des BlmSchG“ zu versehen ist.

Die Auflage wurde vollzogen, indem die Planzeichnung der Flä­
chennutzungsplanänderung redaktionell um das Planzeichen 15.6. 
ergänzt wurde.

Die Erteilung der Genehmigung der Änderung des Flächennut­
zungsplanes wurde am 03.07.2013 gemäß § 6 Abs. 5 Baugesetzbuch 
(BauGB) ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung 
wurde die 57. Änderung des Flächennutzungsplanes wirksam.

Da auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung (Flächennut­
zungsplan) die zu bewältigenden Konflikte regelmäßig zwar dar­
gestellt, jedoch in der Detailschärfe erst im nachfolgenden ver­
bindlichen Bebauungsplan gelöst werden können, wurden die 
Lärmschutzanforderungen nochmals einer abschließenden gut­
achtlichen Bewertung unterzogen. Dabei hat sich gezeigt, dass im 
konkreten Fall das Einwirken militärischer Anlagengeräusche wäh­
rend der Nachtzeit nicht grundsätzlich ausgeschlossen ist. Ausweis­
lich der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan ist 
im Extremfall damit zu rechnen, dass bei 4 am westlichen Rand des 
geplanten Baugebietes liegenden Grundstücken der Immissions­
richtwert für allgemeine Wohngebiete von 40 dB(A) nachts gering­
fügig um bis zu 2 dB(A) an den zur Immissionsquelle ausgerichte­
ten Fassaden überschritten werden könnte. Hier ist entsprechend 
der Empfehlung des Gutachters für den betroffenen Bereich des Be­
bauungsplanes eine ausreichende und städtebaulich angemessene 
immissionsschutzrechtliche Festsetzung zu treffen, d.h. keine zum 
Lüften notwendigen Fenster von Schlafräumen an Fassaden, an de­
nen geringfügige Überschreitungen der Immissionsrichtwerte auf­
treten. Alle anderen Fenster sind auch dort zulässig. Schallschutz­
fenster sind aufgrund der niedrigen Schallpegel nicht erforderlich; 
jedes Fenster nach heutigem Stand der Technik hält die Anforde­
rungen im geschlossenen Zustand ein.

Alternativ können vor zum Lüften notwendigen Fenstern von 
Schlafräumen an diesen Fassaden vorgesetzte Wintergärten ange­
ordnet werden. Diese dürfen auch kippbare Fenster aufweisen, da 
ein Wintergarten auch mit gekippten Fenstern den zu erwartenden 
Außenlärm hinreichend abmindert. Im Übrigen gelten keine wei­
teren Anforderungen für die Anordnung von Fenstern.

Im Tagzeitraum sind alle Anforderungen eingehalten, Festsetzun­
gen zum Schallschutz werden für die Tagnutzung nicht erforder­
lich.

Die Grundzüge der Planung werden durch diese Anpassung nicht 
berührt.

Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen schriftlich 
oder zur Niederschrift abgegeben werden. Dabei wird gemäß § 4 
a Abs. 3 Satz 2 BauGB bestimmt, dass erneute Stellungnahmen 
nur zur geänderten Festsetzung abgegeben werden können.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Be­
schlussfassung über die Bauleitpläne unberücksichtigt bleiben. Ein 
Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, 
soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet gel­
tend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden kön­
nen. 

Es liegen folgende Arten umweltbezogener Informationen vor:

• Entwässerung

• Wasserversorgung

• Stadtreinigung und Abfallwirtschaft

• Ausgleichsflächen

• Abwasserbeseitigung

• Oberflächengewässer und Oberflächenwasserabfluss

• Untergrundverunreinigungen / Altlasten

• Naturschutz

• Baumschutz

• Lärmschutz

• Wasserrecht

• Fachkundige Stelle Wasserwirtschaft

• Emissionen

Daneben können auch alle weiteren bisher im Bauleitplanver­
fahren vorliegenden Stellungnahmen der Behörden und Trä­
ger öffentlicher Belange in der obengenannten Auslegungsfrist 
im Stadtplanungsamt auf Zimmer 110 während der allgemeinen 
Dienststunden eingesehen werden.

Für Auskünfte und Erläuterungen stehen Mitarbeiter des Stadtpla­
nungsamtes gerne zur Verfügung.

Lageplan zum Bebauungs- und Grünordnungsplan Nr. 931 A 
„Zuchering - Am Fort X“


